Die Bundesbetroffeneninitiative BBI zwischen Basisinteressen und professionellem Mandat

Die Bundesbetroffeneninitiative (BBI) besteht als eigene Organisation gerade mal 10 Jahre. BAG-W trug unzweifelhaft zum Start der Initiative bei. Die BBI gründete sich als Initiative in den Jahren 1992/93. Die ersten Anfänge als Initiative entstanden durch Wohnungslose aus Berlin, aus Köln, aus Braunschweig und aus diversen süddeutschen Städten. Die Vereinsgründung erfolgte im Jahre 1994. Idee und Sinn der Bundesbetroffeneninitiative BBI ist nach der Vereinssatzung die Interessenvertretung von Wohnungslosen in Deutschland gegenüber Staat, Sozialarbeit und Gesellschaft.

Die Erwartungen und Bedürfnisse wohnungsloser Menschen haben sich in den letzten Jahren entscheidend gewandelt. Neben der zu verbessernden Qualität der Integrationsarbeit werden immer mehr auch allgemeine Ziele wichtig: Mitbestimmung in den Einrichtungen der Wohnungslosenhilfe, Menschenrechtspolitik zugunsten sozialer Minoritäten und gesellschaftliche Partizipation hinsichtlich auch eines politischen Mandats.

Die BBI versteht ihre Aufgabe darin, die Entwicklungen in den Verbänden und Initia​tiven im Sinne dieser Zielsetzungen zu beobachten, wie sich auch gleichzeitig in die nationale Sozialpolitik einzumischen. Sie ist so gesehen ist die BBI zu einer NGO-Organisation geworden, die sich aus eigenen Mitteln und eigenem Interesse auf den Weg gemacht hat.

Die Anfangsjahre waren hart. Die materielle Förderung durch die BAG W endete als sich die BBI zum eigenen Verein gemausert hatte. Der neue Verein begann 1994 seine Arbeit ohne ausreichende finanzielle Mittel, ohne eigene Räumlichkeiten, ohne technische Ausstattung. So bewegt sich der Verein seit 10 Jahren immer am Rande des materiellen Scheiterns. Nur durch die konsequente Linie, dass alle Projekte und Aktivitäten des Vereins aus den jeweils eigenen Mitteln der Beteiligten finanziert werden, ist eine Arbeit überhaupt denkbar. In den 90er Jahren bis zum Jahr 2000 konnten aus Bundesmitteln noch Tagungen der BBI gefördert werden. Eine jährliche Tagung von 2-3 Tagen war aber entschieden zu wenig, um daraus Prozesse entstehen zu lassen.

So gesehen ist es eigentlich ein Trauerspiel: Gesellschaftlicher Reichtum, privater Reichtum - aber nicht für sozial Ausgegrenzte. Sie sitzen gleichsam ohne Mittel da und können vieles von dem, was zu tun wäre nur dann angehen, wenn sich Eigenmittel und Wohlwollen von Trägern und Einrichtungen miteinander verbinden lassen.

Die Anfangsjahre brachten keinerlei Kontinuität zustande. Jedes Jahr neue Mannschaft, neuer Vorsitzender. Streitereien und Machtkämpfe, keine finanziellen Mittel, keine Einladungen oder Protokolle. Vereinbarungen blieben Fremdworte. Eine bittere Erfahrung: Wohnungslose Menschen scheinen angesichts ihrer Lebenssituation nicht in der Lage zu sein, eigene Lobbyarbeit zu machen.

Wendepunkt der Entwicklung war die Gründung einer LAG in Baden-Württemberg 1999 sowie die Bereitschaft von engagierten wohnungslosen Männern und Frauen aus Köln, Berlin, Freiburg, Karlsruhe, Konstanz und Offenburg konsequenter zu agieren. Im Dreischritt lokal, regional, national kam es dann zu einer stabilen Vorstandsarbeit. Zwischenzeitlich sind aus rund einem Dutzend Städten wohnungslose Menschen in der BBI aktiv. Der Vorstand trifft sich 5-6 mal jährlich, die Mitgliedschaft vielleicht zweimal. Dies auch nur weil sich Einrichtungen in Frankfurt, Kassel, Köln, Berlin, Offenburg etc. bereit erklären die BBI als Gast zu haben.

Mit Unterstützung der Mitgliedschaft werden ganzjährig unterschiedliche Bereiche bearbeitet:

· Vorbereitung von Versammlungen der Mitgliedschaft, Informationen der Öffentlichkeit

· Teilnahme an Veranstaltungen der Träger der Wohnungslosenhilfe mit fachlichen Themen wie Vertreibungspolitik in Deutschland, sozialgesetzliche Veränderungen im Rahmen der Agenda 2010 etc.

· Beteiligung an den zweijährigen Bundestagungen der BAG-W in Form eines eigenen Forums oder durch Integration in jeweilig thematisch orientierte Foren

· Treffen mit den bundesdeutschen Straßenzeitungen

· Erarbeitung von Stellungnahmen zu sozialpolitischen Veränderungen im Bereich Gesundheit, Arbeit, Verschärfung kommunaler Vertreibungspraxis (Landes- und Bundesministerien, kommunale Vertretungen etc.). vermehrte Gespräche mit den Trägern der Wohnungslosenhilfe in Deutschland über deren Umsetzung basisnaher Konzepte in der Sozialarbeit

· Mitarbeit in den Fachausschüssen der Bundesarbeitsgemeinschaft BAG Wohnungslosenhilfe, auf Fachtagungen und Veranstaltungen der katholischen und evangelischen Wohnungslosenhilfe

· Teilnahme am jährlichen Berbertreffen in Offenburg

· Begleitung und Unterstützung von Besuchen und Begegnungen einzelner Projekte in Deutschland

· Veröffentlichung von Erfahrungen und Meinungen.

Trotz Fluktuation und nachvollziehbaren Schwierigkeiten hat sich im Laufe der Jahre ein stabiler werdendes Netzwerk von Beziehungen entwickelt.

Aus Anlass der 50-Jahr-Feier der BAG W sei an dieser Stelle die besondere Bedeutung der Kooperation BBI und BAG W angesprochen. In den Fachausschüssen, durch die Vorstandsmitgliedschaft unseres Vorsitzenden Rolf Bünger und durch die selbstverständliche Beteiligung von Herrn Wolfgang Jeckel aus Offenburg an den jeweiligen Vorbereitungen zur Bundestagung der BAG W, ergeben sich viele inhaltliche Berührungspunkte. Wir werden als gleichberechtigte PartnerInnen in alle Entscheidungsprozesse eingebunden.

Daraus hat sich ein offener Dialog entwickelt. Bundestagungen ohne Betroffene, Fachdiskussionen und politische Lobbyarbeit ohne Betroffene sind damit in der Wohnungslosenhilfe auf nationaler Ebene nicht mehr denkbar. Und das ist gut so.

Im Grundsatzprogramm von 2001 hat sich die BAG W zudem klar zur Partizipation wohnungsloser Menschen bekannt: „Wir bejahen die Freiheit und Mündigkeit der Hilfesuchenden. Dies drückt sich aus im Respekt vor dem Wunsch- und Wahlrecht, der Freiwilligkeit der Annahme des Hilfeangebots, der gleichberechtigten Partnerschaft im Hilfeprozess und dem Selbstbestimmungsrecht der Hilfesuchen".

Unser Ziel für wohnungslose Menschen ist die Umsetzung von Selbstbestimmung, die Akzeptanz der Vielfalt von Lebensformen, die materielle Grundsicherung, der Aufbau der kommunitären Netzwerke in Selbstorganisation, die Sicherung partizipativer Formen der Politikgestaltung.
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